
erfaßt. Auch hier ist eine Übereinstimmung mit dem 
Familienrecht wünschenswert. Eine solche Forderung 
ließe sich m. E. nicht mit dem Hinweis abtun, die Auf­
wendungsleistungen könnten als Unterhalt umgedeutet 
werden, weil der soziale Unterschied zwischen beiden 
Kategorien, die bei Unterhaltsrechtsbeziehungen nicht 
vorhandene Komplexität der ökonomischen Beziehun­
gen innerhalb des Familienhaushalts, berücksichtigt 
werden muß. Der zu ersetzende Schaden umfaßt neben 
den Behandlungs- und Beerdigungskosten/2/ über die 
finanziellen Aufwendungen des Verstorbenen für die 
Familie hinaus — für deren Berechnung man zur Ver­
einfachung Unterhaltsmaßstäbe anwenden könnte — 
auch die zur Überbrückung der ausfallenden Arbeits­
leistungen notwendigen Mehraufwendungen.
Die Organisation des familiären Haushalts läßt sich 
nicht immer von heute auf morgen so umstellen, daß 
andere Familienmitglieder die ausfallenden Arbeits­
leistungen des Verstorbenen voll übernehmen können. 
Wird z. B. eine berufstätige Mutter mehrerer Klein­
kinder getötet, die vorwiegend den Familienhaushalt 
führte und deren Einkommen mit Rücksicht auf die 
häuslichen Pflichten relativ gering war, so wird der 
Schaden nicht mit dem Unterhaltsbetrag abgegolten,

/2/ Für diese Ersatzansprüche müßte im Gesetz noch der An­
spruchsberechtigte genannt werden. Meines Erachtens ist es 
derjenige, der dafür aufgekommen oder aufzukommen ver­
pflichtet ist.

der nach diesem Einkommen berechnet wird. Es wird 
zunächst die Hilfe Dritter gebraucht werden; der Vater 
muß eventuell seine Berufstätigkeit zeitweilig ein­
schränken, bis sich die Familie auf die neue Lage um­
gestellt hat. § 339 Abs. 2 ZGB-Entwurf sollte deshalb 
dahin präzisiert werden, daß den Unterhaltsberechtig­
ten sowohl der durch Verlust des Unterhaltsanspruchs 
entstehende Schaden zu ersetzen ist als auch die durch 
den Wegfall von Aufwendungen für die Familie ein­
tretenden materiellen Nachteile für die Restfamilie, 
wobei anstelle der wegfallenden Arbeitsleistungen 
meist ein zeitlich begrenzter Ausgleich genügen 
würde.

*
Über die hier behandelten Beispiele einer besonders 
engen Verflechtung von Zivil- und Familienrechtsver­
hältnissen hinaus muß generell bei der Anwendung 
zivilrechtlicher Normen bedacht werden, daß in der 
Mehrzahl der Fälle nicht nur der unmittelbare Part­
ner des Vertragsverhältnisses, sondern mittelbar eine 
Familiengemeinschaft wirtschaftlich betroffen ist, 
wobei die Konsequenzen für die Zivilrechtsbeziehungen 
im einzelnen differenziert sind. Die Untersuchung sol­
cher Zusammenhänge von Zivil- und Familienrecht ist 
ein aktuelles rechtswissenschaftliches Anliegen zur Er­
höhung der Effektivität des sozialistischen Rechts bei 
der Erfüllung der vom VIII. Parteitag der SED be­
schlossenen Hauptaufgabe.
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Zur Regelung der Handlungsfähigkeit und der Vertretung von Betrieben 
im ZGB-Entwurf
Die Betriebe sind der wichtigste Partner der Bürger 
bei der Gestaltung ihrer zivilrechtlichen Beziehungen. 
Deshalb ist es erforderlich, die Rolle der Betriebe als 
Teilnehmer am Zivilrechtsverkehr im ZGB konkret zu 
erfassen./l/ Dies geschieht im Entwurf durch eine 
Grundsatzbestimmung über die Stellung der Betriebe 
im Zivilrecht (§ 10), durch Vorschriften über die Rechts­
fähigkeit der Betriebe und über die Gestaltung ihrer 
zivilrechtlichen Beziehungen (§§ 11, 12) sowie durch 
Grundsätze für das Zusammenwirken von Bürgern und 
Betrieben (§§ 13 bis 16).
Im Zivilrechtsverkehr werden die Betriebe durch Mit­
arbeiter oder Bevollmächtigte vertreten, denen diese 
Vertretungsbefugnis entweder gesetzlich (Rechtsvor­
schriften, Statut) oder durch Rechtsgeschäft (Vollmacht) 
eingeräumt wurde (§ 55 i. V. m. mit § 53 Abs. 3).
Anders als das bürgerliche Zivilrecht unterscheidet der 
ZGB-Entwurf nicht zwischen einer Vertretung der Be­
triebe durch ihre Organe und durch Stellvertreter. Mit 
der Schaffung sozialistischer Produktions- und Macht­
verhältnisse ging die praktische Bedeutung des Unter­
schieds von Organvertretung und Stellvertretung er­
heblich zurück. Bereits in § 5 des Statuts der zentral­
geleiteten Betriebe der volkseigenen Industrie vom 
7. August 1952 (MB1. S. 137) kam dieser Unterschied 
nicht mehr zum Ausdruck. § 23 Abs. 1 der VO über die 
Aufgaben, Rechte und Pflichten der volkseigenen Be­
triebe, Kombinate und WB vom 28. März 1973 (GBl. I
S. 129) sieht vor, daß der Betrieb durch den Direktor 
und bei dessen Abwesenheit durch einen von ihm be­
stimmten Stellvertreter vertreten wird; die Fachdirek­
toren haben die Vertretungsbefugnis innerhalb ihres 
Aufgaben- und Verantwortungsbereichs.
Nach dem Prinzip des demokratischen Zentralismus

hl Vgl. G.-A. Bübchen, „Grundsätze des sozialistischen Zivil­
rechts“, NJ 1974 S. 670 ff. (674); M. Posch, „Zur Rechtsstellung 
der Betriebe nach dem ZGB-Entwurf“, NJ 1975 S. 136 ff.

wirken Betriebe als sozialistische Kollektive durch ihre 
Leiter (Genossenschaften durch ihre Kollektivorgane) 
und die anderen Mitglieder ihrer Kollektive. Der ein­
zelne wirkt für das Kollektiv als ganzes. Im Verhältnis 
zwischen dem Betriebskollektiv und seinen Mitgliedern 
erfaßt der ZGB-Entwurf diesen Sachverhalt vom ein­
zelnen Angehörigen des Kollektivs her durch den Be­
griff der Vertretung: durch das H a n d e l n  für einen 
anderen (den Betrieb) und in dessen Namen (§ 55 Abs. 1 
i. V. m. § 53 Abs. 2).
Dieser Vertretungsbegriff weist einen hohen Verallge­
meinerungsgrad auf. Dem Sprachgefühl entspricht es 
durchaus, daß ein Bürger für den anderen handelt, 
wenn der eine den anderen vertritt. Handelt aber ein 
Kollektiv durch einen seiner Angehörigen, so muß man 
sich vergegenwärtigen, daß Kollektiv und einzelnes 
Mitglied nicht identisch sind und insoweit auch das 
Handeln des Kollektivmitglieds für sein Kollektiv ein 
Handeln für einen anderen ist.
Der Vertretungsbegriff des ZGB-Entwurfs unterschei­
det sich damit trotz Verwendung der gleichen Worte 
(Handeln für einen anderen und in dessen Namen) er­
heblich von dem des BGB. Er hat einen anderen gesell­
schaftlichen Inhalt, und auch die rechtliche Form (Struk­
tur) ist anders: Wenn der Vertreter für den Betrieb 
handelt, so handelt immer auch der Betrieb zugleich 
durch seinen Vertreter.
Diese Konzeption muß in den Regelungen des ZGB 
auch klar zum Ausdruck kommen. Dazu sollen im fol­
genden einige Änderungsvorschläge unterbreitet wer­
den.

Handlungsfähigkeit des Betriebes

Nach § 53 Abs. 1 des ZGB-Entwurfs können sich Bürger 
und Betriebe im Rechtsverkehr vertreten lassen. Für 
Betriebe gilt dies nach dem gegenwärtigen Rechtszu-
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